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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 172. Sitzung 
am 22. Februar 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 1. Februar 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften 
- Drucksachen 2973, 1585 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Gründen ein- 
berufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 22. Februar 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 8. Februar 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



BUNDESRAT. 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsaussdiusses 
zum Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 


1. Zu § 2 Abs, 1 Satz 2 

§ 2 Abs. 1 Satz 2 ist zu streidien. 

Begründung 

Die Schaffung einer Bundesoberbehörde für 
die Durchführung der Aufsicht über die Kapi- 
talanlagegesellschaften erscheint nicht not- 
wendig. Sie begegnet deshalb verfassungs- 
rechtlichen Bedenken (vgl. Beschluß des Bun- 
desrates zum Gesetzentwurf über die Errich- 
tung eines Bundesaufsichtsamtes für das Kre- 
ditwesen vom 8. Februar 1957 — BR-Druck- 
sache Nr. 9/57 — Beschluß). 

Die in § 2 Abs. 1 Satz 2 für eine Übergangs- 
zeit vorgesehenen Befugnisse des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft wären nur zulässig, wenn 
die Voraussetzungen des sogenannten über- 
regionalen Verwaltungsakts gegeben wären. 
Diese Voraussetzungen liegen aber nicht vor. 
Infolgedessen kann der Bundesminister für 
Wirtschaft diese Verwaltungsbefugnisse nicht 
ausüben. 

2. Zu § 2 Abs. 2 

§ 2 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb 
soll einer Kapitalanlagegesellschaft nur erteilt 
werden, 

a) wenn ein ausreichendes Nennkapital nach- 
gewiesen wird, 

b) wenn das Nennkapital voll eingezahlt ist, 

c) wenn die Satzung (Gesellschaftsvertrag) 
der Gesellschaft vorsieht, daß außer den 
Geschäften, die zur Anlage ihres eigenen 
Vermögens erforderlich sind, nur die in 
§ 1 Abs. 1 genannten Geschäfte betrieben 
werden. 


Die Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn 
das Nennkapital weniger als fünfhunderttau- 
send Deutsche Mark beträgt." 

Begründung 

Durch die Neufassung soll klargestellt wer- 
den, daß die Vorschrift über die Mindesthöhe 
des Nennkapitals (500 000 DM) zwingend 
ist. Wegen des Wortes „soll" in der Einlei- 
tung des § 2 Abs. 2 der BT-Fassung könnte 
dies zweifelhaft sein. 

3. Zu § 4 Abs. 1 und 3 

a) § 4 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
sollen ihrer Persönlichkeit nach die Wah- 
rung der Interessen der Anteilinhaber ge- 
währleisten. Die Bestellung des Aufsichts- 
rats und jeder Wechsel der Aufsichtsrats- 
mitglieder ist der Bankaufsichtsbehörde 
unverzüglich anzuzeigen." ; 

b) § 4 Abs. 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Bestimmung, daß mindestens die 
Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder beson- 
dere Kenntnisse auf dem Gebiet des Wert- 
papierwesens besitzen soll, ist unzweck- 
mäßig und entbehrlich. Die Feststellung 
dieser Voraussetzungen würde sehr schwie- 
rig sein. 

Die Bestätigung des Aufsichtsrats durch 
die Bank auf Sichtsbehörde ist rechtlich be- 
denklich, weil sich daraus Unklarheiten 
bezüglich des Zeitpunktes des Beginns der 
Funktion ergeben können, zumal wenn 
eine Bestellung durch das Registergericht 
gemäß § 89 AktG erfolgt. Wenn schon der 
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Vorstand (Geschäftsführer), also die Per- 
sonen, von deren Sachkunde das Wohl der 
Anteilinhaber in erster Linie abhängt, kei- 
ner Bestätigung bedarf, ist eine Bestäti- 
gung des Aufsichtsrats um so weniger er- 
forderlich. 

Die Bestätigung belastet die Bankaufsichts- 
behörde außerdem mit einem unzumut- 
baren Prüfungs- und Haftungsrisiko. 

Absatz 3 gehört aus systematischen Grün- 
den nicht in diese Vorschrift. Er ist des- 
halb in § 4 a übernommen worden. 

4. Zu § 4 a (neu) 

Nach § 4 ist folgender neuer § 4 a einzu- 
fügen: 

„§ 4 a 

(1) Mitglieder des Vorstandes (Geschäfts- 
führer) oder des Aufsichtsrats einer Kapital- 
anlagegesellschaft können Wertpapiere und 
Bezugsrechte weder von der Gesellschaft kau- 
fen noch an diese verkaufen, sofern die Ge- 
sellschaft bei den Geschäften für gemeinsame 
Rechnung der Anteilinhaber handelt. Dies 
gilt nicht für den Erwerb und die Rücknahme 
von Anteilscheinen der Kapitalanlagegesell- 
schaft. 

(2) Die Bankaufsichtsbehörde kann für 
Zwecke der Aufsicht Mitglieder des Vorstan- 
^^es (Geschäftsführer) und Aufsichtsratsmit- 
glieder aus wichtigem Grunde abberufen. ‘‘ 

Begründung 

Wegen der besonderen Verantwortung der 
Mitglieder des Vorstandes (Geschäftsführer) 
und der Aufsichtsratsmitglieder ist es notwen- 
dig, der Bankaufsichtsbehörde die Möglichkeit 
der Abberufung bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes zu geben, weil die Bestimmungen 
des Kreditwesengesetzes insoweit erfahrungs- 
gemäß nicht ausreichen. Vgl. auch letzter Ab- 
satz der Begründung zu § 4. 

5. Zu § 6 Abs. 3 

Tn § 6 Abs. 3 Satz 2 sind die Worte „und die 
Bankaufsichtsbehörde den Erwerb von Wert- 
papieren dieses Ausstellers über die Grenze 
von fünf vom Hundert hinaus genehmigt hat“ 
zu streichen. 

Begründung 

Die Genehmigung der Bankaufsichtsbehörde 
würde die Eigenverantwortung und die Bewe- 
gungsfreiheit der Kapitalanlagegesellschaften 


mehr einengen, als es geboten und zweck- 
mäßig ist. Es genügt, daß die Überschreitung 
der 5 v. H.-Grenze in den Vertragsibedingun- 
gen vorgesehen sein muß. 

6. Zu § 6 Abs. 6 

In § 6 Abs. 6 ist das Wort „dürfen“ durch das 
Wort „können“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung. 

7. Zu § 8 Abs. 1 

§ 8 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
das Sondervermögen für gemeinschaftliche 
Rechnung der Anteilinhaber zu verwalten 
und deren Interessen zu wahren, insbesondere 
auch die mit dem Sondervermögen verbunde- 
nen Stimm- oder Gläubiger rechte pflichtgemäß 
auszuüben. Vollmacht für die Ausübung die- 
ser Rechte darf sie nur für den Einzelfall er- 
teilen.“ 

Begründung 

Die durch das Gesetz erstrebte Intensivierung 
des Wertpapiersparens kann nicht nur durch 
Risikomischung und Ertragsstabilität, sondern 
auch dadurch gefördert werden, daß der Spa- 
rer die Gewißheit erhält, durch dieses Gesetz 
werde der Kleinaktionär künftig imstande 
sein, seine berechtigten Interessen sachkundi- 
ger, tatkräftiger und dadurch wirkungsvoller 
gegenüber der Verwaltung zu vertreten, als 
es ihm bisher persönlich oder mit Hilfe des 
Depotstimmrechts möglich war. 

8. Zu § 10 Abs. 1 Satz 2 

§ 10 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Auswahl der Depotbank und jeder be- 
absichtigte Wechsel sind spätestens zwei 
Wochen vor Abschluß des Vertrages der Bank- 
aufsichtsbehörde anzuzeigen.“ 

Begründung 

Den Kapitalanlagegesellschaften soll deutlich- 
gemacht werden, daß nicht jedes zum Depot- 
geschäft zugelassene Kreditinstitut ohne wei- 
teres die Qualifikation als Depotbank hat. Bei 
der Auswahl dieses Instituts soll eine Geneh- 
migung der Bankaufsichtsbehörde nicht er- 
forderlich sein, vielmehr die rechtzeitige An- 
zeige genügen. 
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9. Zu § 14 a (neu) 

Nach § 14 ist folgender neuer § 14 a einzu- 
fügen: 

4 14 a 

Die Kapitalanlagegesellschaft hat minde- 
stens zwanzig vom Hundert ihres Eigenkapi- 
tals (§11 Abs. 2 des Gesetzes über das Kre- 
ditwesen) in Guthaben bei einem geeigneten 
Kreditinstitut oder in Wertpapieren zu unter- 
halten, die von der für ihren Sitz zuständigen 
Landeszentralbank zum Lombardverkehr zu- 
gelassen sind.“ 

Begründung 

Mit Rücksicht auf § 9 Abs. 2, § 13 Abs. 3 
Buchstabe g erscheint es geboten, der Kapital- 
anlagegesellschaft wenigstens eine gewisse Li- 
quiditätsreserve zweiten Grades vorzu- 
schreiben. 

10. Zu § 18 Abs. 2 (neu) 

In § 18 ist folgender neuer Absatz 2 einzu- 
fügen: 

„(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat der 
Bankaufsichtsbehörde die zu jedem Sonder- 


vermögen gehörenden Wertpapiere und Be- 
zugsrechte unter Angabe von Art, Nennwert, 
Kurs, Kurswert, Anteil am Sondervermögen 
(§ 6 Abs. 3), Anteil am Nennkapital (§ 6 
Abs. 4), die Bestände der zu jedem Sonder- 
vermögen gehörenden Geldbeträge, Forderun- 
gen und sonstigen Redite, die Zahl der am 
Sondervermögen beteiligten Anteile sowie Art 
und Höhe ihrer eigenen Vermögensanlagen 
bis zum 10. Februar, 10. April, 10. Juni, 
10. August, 10. Oktober, 10. Dezember jeden 
Jahres nach dem Stand des letzten Tages des 
vorangegangenen Monats anzuzeigen. Die An- 
zeigen über Sondervermögen sind von der 
Depotbank zu bestätigen.“ 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Begründung 

Die Bankaufsiditsbehörde muß berechtigt und 
verpflichtet sein, sich durch regelmäßige Kon- 
trollen zu überzeugen, daß die Kapitalanlage- 
gesellschaft die wesentlichen zum Schutze der 
Anteilinhaber getroffenen Gesetzesbestim- 
mungen befolgt. Die diese Kontrolle ermög- 
lichende Anzeigepflicht entspricht dem System 
der Aufsicht nadi dem Gesetz über das Kredit- 
wesen. 
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